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Wenn du eine Stelle willst,
frag vorher deinen Anwalt
Der Nachwuchs zwischen Arbeitsrecht und Hochschulverwaltung.

Die ungewollten Nebenfolgen des Gesetzes über Zeitverträge in der Wissenschaft

Lange Zeit kam die Anfertigung einer Pro-
motion oder einer Habilitation dem lan-
gen Bohren dicker Bretter gleich. Wissen-
schaftler wurden nicht selten weit über
vierzig·Jahre alt, bevor sie sich nach er-
folgreicher Habilitation auf eine Profes-
sur bewerben konnten und bevor sie fest-
stellen konnten, ob die Bretter, die sie
über so viele Jahre gebohrt hatten, auch
wirklich so dick waren, wie es die umfang-
reichen Promotions- und Habilitations-
schriften versprachen.

Diese lange Qualifizierungsphase ge-
riet jedoch bei den Hochschulpolitikern
immer mehr in die Kritik. Um Hochschu-
len nicht zum Parkhaus für gescheiterte
oder scheiternde Wissenschaftler verkom-
men zu lassen, ersannen die Hochschulpo-
litiker die Befristung von Arbeitsverträ-
gen für Wissenschaftler. Die gesetzliche
Fixierung der Befristung, die als Teil der
Novellierung des Hochschulrahmengeset-
zes von der damaligen. Wissenschaftsmi-
nisterin Edelgard Bulmahn (SPD) mit
knapper Mehrheit durch das Parlament
gepeitscht und danach in einem gesonder-
ten Wissenschaftszei tvertragsgesetz wei-
ter fixiert wurde, sieht auf den ersten
Blick ganz simpel aus: Wer in sechs Jah-
ren nicht seine Promotion und in weite-
ren sechs Jahren nicht seine Habilitation
beendet hat, darf, so die Grundidee, kei-
ne Stelle mehr an einer staatlichen Uni-
versität bekommen. Für Wissenschaftler,
die sich nicht innerhalb der zwölf jährigen
Qualifizierungsphase auf eine Professur
gerettet hatten, wurde damit faktisch eine
Art Berufsverbot an Universitäten und
Fachhochschulen eingeführt.

Als Hauptproblem des Gesetzes stellte
sich heraus, dass die Gesetzgeber verges-
sen hatten, genau anzugeben, welche Tä-
tigkeiten für die wissenschaftliche Quali-
fizierungszeit von zwölf Jahren angerech-
net werden müssen und welche nicht.
Wie sieht es mit reiner Lehrtätigkeit aus,
die nicht der Arbeit an einer Dissertation
dient? Kann diese Regelung auch priva-
ten Hochschulen vorgeschrieben werden,
und sollten Tätigkeiten an privaten Hoch-
schulen mitgezählt werden? Wie sollten
Praktika an staatlichen Forschungsinsti-
tuten behandelt werden? Wie sollten
selbst eingeworbene Drittmittelprojekte
angerechnet werden? Wie sollten Tätig-
keiten auf Stellen behandelt werden, die
offiziell der akademischen Selbstverwal-
tung dienten, aber faktisch zum Parken
qualifizierter Wissenschaftler genutzt
wurden? Wie sollten halbe oder Viertel-
stellen verrechnet werden? Hätte, wer
nie eine ganze Stelle hatte, dann ein An-
recht auf 24 oder gar 48 Jahre Beschäfti-
gung an Hochschulen ?

Jeder Monat Mehrarbeit wäre fatal
Verheerend wirkt sich aus, dass diese Be-
fristung von Arbeitsverträgen auf unvor-
hergesehene Art und Weise mit der Ein-
führung von Bachelor- und Master-Studi-
engängen im Rahmen der Bologna-Re-
form kollidiert. Es ist eine Grundidee der
Bologna-Reform, dass man nach drei Jah-
ren einen ersten Studienabschluss macht.In der Logik des Wissenschaftszeitver-
tragsgesetzes beginnt dann aber nach
dem Bachelor-Abschluss schon die wis-
senschaftliche Qualifizierungsphase. Wer
also nach seinem Bachelor-Abschluss pa-
rallel zu seinem Master-Studium eine
zwölfstündige Tätigkeit als Kopierhilfs-
kraft bei einem Professor beginnt oder
auch nur eine Stelle als studentische Hilfs-
kraft in einem Praktikumsbüro antritt, be-
findet sich bereits in der Qualifizierungs-
phase für die Promotion.



So entsteht der paradoxe Effekt, dass
gerade die besten Master-Studierenden
die früh als Hilfskräfte' in Forschungsvor~
haben eingebunden werden sollen, in ih-
rer wissenschaftlichen Qualifikation er-
heblich behindert werden. Die Stellung-
nahmen des Bundesministeriums für Bil-
dung und Forschung legen eine Interpre-
tation des Gesetzes im Sinne der wissen-
schaftlichen Mitarbeiter nahe. Faktisch
wird das Gesetz von den Hochschulen je-

, doch in rigidester Form ausgelegt Selbst
Viertelverträge von zehn Stunden pro Wo-
che, von denen die so beschäftigten Hilfs-
kräfte nicht ansatzweise leben können
werden an den Hochschulen voll auf die
Qualifizierungszeit angerechnet.

Ein Job, der vorrangig aus dem Kopie-
ren von Artikeln und der Korrektur von
Klausuren für einen Professor besteht
wird also behandelt, als ob die Mitarbeite-
rin oder der Mitarbeiter bereits an der Pro-
~otion arbeitet. Drittmittelanträge, die
eme promovierte Mitarbeiterin in der In-
dustrie eingeworben hat, aber über eine
staatliche Universität abwickelt, werden
voll auf ihre Zwölf jahresfrist angerech-
net. '

'D.a~ Gesetz über die Zeitverträge wird
so rigide ausgelegt, weil es nicht nur ein
G:setz zur Zwangsbefristung der Tätig- ,
keit an der Universität ist, sondern unge-
wollt auch eines zur Selbsterzeugung von
LebenszeitsteIlen durch wissenschaml-
ehe Mitarbeiter. Sein paradoxer Effekt be-
steht nämlich darin, dass es Mitarbeitern
die Möglichkeit bietet; sich auf eine Le-
benszei~s~elle einz~age?, wenn das ge-
nau definierte zeitliche Limit für die Ket-
tenverträge von einem Mitarbeiter der
Universitätsverwaltung übersehen wur-
de. S?bald auch nur ein Monat Tätigkeit
als Hilfskraftwährend des Master-Stun].
uI?s von der Verwaltung nicht beachtet
Wird und der Mitarbeiter also nicht nur
z:-"ölf Jahre, sondern zwölf Jahre und
einen Monat an einer staatlichen Uni-
ve.rsität beschäftigt gewesen ist, kann er
mit hoher Erfolgswahrscheinlichkeit eine
I?~~er,anstellung an seiner letzten Uni ver-
suat emklagen.

Die von hochschulpolitisch(m Interes-
senverbänden immer wieder geforderte
Schaffung von Dauerstellen an den.Uni-
versitäten jenseits der Professuren wird'
zw~r von den Hochschulpolitikern der
"mel~ten ~~rteien kategorisch abgelehnt.
,~lelChz~ltIg haben sie jedoch ungewollt
em arbeitsrechtliches Einfallstor geschaf-
fen, uber das sich Mitarbeiter selbst ihre
~ebenszeitstellen schaffen. Der Irrsinn
ISt,nun, dass diese solchermaßen entste-
henden LebenszeitsteIlen für' wissen-
schaftl~che Mitarbeiter nicht aufgrund
s~rateglscher Uberlegungen der Universi-
taten geschaffen werden, sondern auf-

grund von Fehlern in den Personalverwal-
tungen der Universitäten. Dass das Ver-
hältnis der Mitarbeiter, die sich aus nach-
vollziehbaren persönlichen Gründen' auf
eine Lebenszeitstelle geklagt haben, zu ih-
rer Hochschule nach einem Gerichtspro-
zess dann nicht gerade das beste ist, kann
man sich vorstellen.'

Die Reaktion der Hochschulen ange-
sichts der Klagewelle von Mitarbeitern ist
nachvollziehbar. Im Zweifel; .ob eineTä-
tigkeit auf die Qualifizierungszeit ange-
rechnet werden muss oder nicht, wird' in:
der Regel immer gegen den Mitarbeiter
entschieden, weil die Hochschule ja nie si-
'eher sein kann, wie sich Arbeitsgerichte
im konkreten Fall entscheiden werden.
Weil das Gesetz mit so heißer Nadel ge-
strickt wurde, entscheiden letztlich die
Gerichte über die Detailfragen, und wie
sie entscheiden, ist in einem hohen Maße
für alle Beteiligten unberechenbar.

Zweierlei "Verschrottung"
So ist das Wissenschaftszeitvertragsge-
setz durchaus eine echte Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahme: für Mitarbeiter in den
Rechts- und Personalabteilungen der,
Hochschulen. Für die übrigen Mitarbeiter
stellt es eine 'ungewollte Beschäftigungs-
maßnahme-dar, weil die Frage der Gestal-
tungder Arbeitsverträgeund die Behand-
lung der Klagen vor den Arbeitsgerichten
von den Tätigkeiten in der Forschung und
in der Lehre ablenken. An den Hoch-
schulen wird zurzeit viel Kreativität auf-
gewandt, die Arbeitsbedingungenvon wis-
senschaftlichen Mitarbeitern auch unter
denunklaren rechtlichen Bedingungen zu
gestalten. Wissenschaftliche Hilfskräfte
werden nur, noch mit neun Stunden pro
Woche beschäftigt, weil eine Beschäfti-
gung mit zehn Stunden auf die Promo-
tionszeit angerechnet wird. Die Hilfs-
krafttätigkeit wird in Werkverträgen ver"
steckt, weil diese nicht mitzählen. Stellen
werd~n an Instituten hin: und her gescho-
ben, Indem Mitarbeiter, die ihre sechs
Jahre "voll" hab~n,auf Stellen für
Schwangerschaftsvertretungen zwischen-
geparkt oder als, Lehrbeauftragte ' einge-
stellt werden; weil man sich von diesen
Stellen nicht auf LebenszeitsteIlen einkla-
genkann.

Im Moment doktern alle mit und an
dem Gesetz herum. Professoren und wis-
senschaftliche Mitarbeiter werden - un-
terstützt durch die Hochschulverwaltun-
gen - Experten' in einem Spezialgebiet
der Rechtswissenschaft, um lokaleLösun-
gen zu ~inden. An ,den Arbeitsgerichten
werden Inzwischen immer skurrilere Son-
derfälle behandelt, über die sich schritt-
weise herausmendelt. wie das Gesetz zu
interpretieren ist. Und nachdem die para-
doxen Effekte des Gesetzes von den Hoch-
schulpolitikern lange Zeit ignoriert wur-
den, gibt es jetzt wenigstens erste Überle-

gungen, wie man mit dem Gesetz in der
Zukunft umgehen soll. Zu befürchten ist
jedoch, dass das Gesetz nicht einfach ab-
geschafft wird und die Entscheidung über
die Dauer von Arbeitsverträgen in die
Hochschulen verlagert wird, sondern
dass über, neue Spezifikationen nachge-
sonnen wird, die an dem Teufelskreis aus
Interpretatiönsuriklarheit und-rigider In-
terpretationdes Gesetzes durch die Hoch-
schulennichts ändern-werden.

Als das Wissenschaftszeitvertragsge-
setzverabschiedet.wurde, äußerte.ein Mi-

, n:ist~'rlälbea:rliteraüs -tl~fu:Wissenschafts-
ministenum, dass man aufgrund des Ziels
einer Befristung der wissenschaftlichen
Generation die bereits qualifizierte vor-
hergehende Generation "leider verschrot-
ten" müsse. Was man übersehen hatte,
war, dass das Gesetz handwerklich so
schlecht gemacht war, dass aufgrund der
Befristung auch die Nachwuchswissen-
schaftler faktisch in ihrer wissenschaftli-
chen Qualifikationen blockiert 'werden.
Verschrottet, um den Begriff aus dem Mi-
nisterium zu verwenden, wird also nicht
nur die Generation vor Einführung des
Gesetzes, sondern aufgrund der hand-
werklichen Fehler bei.der Erstellung des
Gesetzessetzt sich die Verschrottungei-
nes erheblichen Teils qualifizierter Wis-
,senschaftlerauch nach der Einführung
der Befristung von Qualifikationsstellen
konsequent fort. , STEFAN KÜHL
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Wenn jeder Monat zählt, liegt die Devise auf der Hand: Die polnische Sporttenn Monika Brrostek mit der Tätowierung" Carpe Diem"

beim Berliner Beachvolieyball Grand Siam 2012


